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Siebter Punkt der Tagesordnung 

Folgemaßnahmen zur Entschließung über die vom 

Verwaltungsrat gemäß Artikel 33 der Verfassung zu 

Belarus empfohlenen Maßnahmen 

 Einleitung

1. Auf seiner 352. Tagung (Oktober–November 2024) nahm der Verwaltungsrat mit wachsender
Besorgnis die in Dokument GB.352/INS/10(Rev.1) enthaltenen Informationen zur Kenntnis.
Insbesondere stellte er mit großem Bedauern fest, dass die Regierung von Belarus abermals
keine neuen Informationen über die Maßnahmen zur Umsetzung der Empfehlungen des
Untersuchungsausschusses und der nachfolgenden Empfehlungen des Ausschusses für Verei-
nigungsfreiheit (CFA), des Sachverständigenausschusses für die Durchführung der Überein-
kommen und Empfehlungen (CEACR) und des Ausschusses für die Durchführung der Normen
(CAS) vorlegte, und forderte die Regierung von Belarus nachdrücklich auf, Informationen über
neue konkrete Schritte zur Umsetzung der Empfehlungen des Untersuchungsausschusses und
der nachfolgenden Empfehlungen der Aufsichtsorgane der IAO in Bezug auf die Vereinigungs-
freiheit einzureichen. Der Verwaltungsrat forderte die Regierung von Belarus mit größter
Dringlichkeit auf, Folgendes zu akzeptieren: i) eine internationale humanitäre Mission, die
sicherstellen soll, dass unabhängige Ärzte alle inhaftierten Gewerkschafter besuchen können,
um ihren Gesundheitszustand zu beurteilen und nötigenfalls medizinische Hilfe zu leisten, und
ii) eine dreigliedrige Mission der IAO mit dem Auftrag, die Lage zu bewerten und Gewerkschaf-
ter zu besuchen, die sich derzeit in Haft oder Gewahrsam befinden. Der Verwaltungsrat nahm
Kenntnis von den vom Amt unternommenen Schritten zur Umsetzung der Entschließung der
Konferenz und der Schlussfolgerungen des CAS und ersuchte den Generaldirektor, dem
Verwaltungsrat auf seiner 353. Tagung über Folgendes Bericht zu erstatten: i) die Ernennung
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eines oder einer Sondergesandten mit dem oben beschriebenen Mandat und ii) das Ergebnis 
der Zusammenarbeit mit den Menschenrechtsorganen der Vereinten Nationen und anderen 
internationalen Institutionen mit dem Ziel der Einsetzung einer Arbeitsgruppe der IAO und 
anderer Institutionen der Vereinten Nationen, um ein koordiniertes und gemeinsames Vorge-
hen zur Umsetzung der Empfehlungen des Untersuchungsausschusses und der Aufsichts-
organe der IAO zu gewährleisten. Ferner forderte er die Mitgliedsgruppen der Organisation – 
Regierungen, Arbeitgeber und Arbeitnehmer – auf, weitere Schritte zur Gewährleistung wirk-
samer Folgemaßnahmen zur Entschließung der Konferenz zu den vom Verwaltungsrat gemäß 
Artikel 33 der Verfassung der IAO zu Belarus empfohlenen Maßnahmen zu unternehmen, 
darunter die Abhaltung nationaler dreigliedriger Tagungen auf hoher Ebene, um die Bemü-
hungen zu bewerten und zu intensivieren, und dem Generaldirektor darüber Bericht zu erstat-
ten zur Weiterleitung und Kenntnisnahme an den Verwaltungsrat. 

 Jüngste Entwicklungen 

Internationale Arbeitsorganisation 

2. Auf seiner 95. Tagung (November–Dezember 2024) überprüfte der CEACR die Durchführung 
der Übereinkommen Nr. 87 und Nr. 98 in Belarus und verfolgte in diesem Zusammenhang 
weiter die Umsetzung der Empfehlungen des Untersuchungsausschusses. Dabei bedauerte 
der Sachverständigenausschuss das völlige Fehlen von Fortschritten bei der Umsetzung der 
Empfehlungen des Untersuchungsausschusses von 2004 und bei den Maßnahmen hinsichtlich 
der nicht umgesetzten Empfehlungen der Aufsichtsorgane der IAO sowie die weitere Ver-
schlechterung der Lage im Land in Bezug auf die Vereinigungsfreiheit. Der Ausschuss forderte 
die Regierung abermals nachdrücklich auf, mit der IAO zusammenzuarbeiten, um alle noch 
nicht umgesetzten Empfehlungen der Aufsichtsorgane der IAO ohne weitere Verzögerungen 
in vollem Umfang umzusetzen. 

3. Es wird erwartet, dass der CFA, der vom Untersuchungsausschuss mit der Weiterverfolgung 
der Umsetzung seiner Empfehlungen beauftragt wurde, auf seiner Tagung im März 2025 die 
von der Regierung von Belarus zu diesem Zweck ergriffenen Maßnahmen überprüft. Seine 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen werden in seinem 410. Bericht veröffentlicht, der dem 
Verwaltungsrat auf seiner gegenwärtigen Tagung vorzulegen ist. 

Sonderberichterstatter und Arbeitsgruppe für willkürliche Inhaftierungen 

4. Am 22. Januar 2025 äußerte sich eine Gruppe unabhängiger Menschenrechtsexperten und  
-expertinnen 1 besorgt darüber, dass in Belarus zunehmend Abwesenheitsverfahren ohne 
grundlegende Garantien für ein faires Verfahren durchgeführt werden, was zu langen Haft-

 
1 Die Expertinnen und Experten: Herr Nils Muižnieks, Sonderberichterstatter über die Menschenrechtssituation in Belarus; 
Herr Matthew Gillett (Vorsitzender), Frau Priya Gopalan (Stellvertretende Vorsitzende für Folgemaßnahmen), Frau Miriam 
Estrada Castillo und Herr Mumba Malila, Arbeitsgruppe für willkürliche Inhaftierungen; Frau Irene Khan, Sonderberichterstat-
terin über die Förderung und den Schutz des Rechts auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung; Frau Mary Lawlor, 
Sonderberichterstatterin über die Lage von Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidigern; Herr Balakrishnan 
Rajagopal, Sonderberichterstatter über angemessenes Wohnen als Bestandteil des Rechts auf einen angemessenen Lebens-
standard und über das Recht auf Nichtdiskriminierung in dieser Hinsicht; Frau Margaret Satterthwaite, Sonderberichterstat-
terin über die Unabhängigkeit von Richtern und Anwälten; Herr Ben Saul, Sonderberichterstatter über die Förderung und 
den Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus; Herr Morris Tidball-Binz, Sonder-
berichterstatter über außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtungen. 

https://www.ohchr.org/en/special-procedures/sr-belarus
https://www.ohchr.org/en/special-procedures/wg-arbitrary-detention
https://www.ohchr.org/en/special-procedures/sr-freedom-of-opinion-and-expression
https://www.ohchr.org/en/special-procedures/sr-freedom-of-opinion-and-expression
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strafen, Enteignung sowie Wohnungsentzug und sogar zur Verhängung der Todesstrafe 
führen kann. In einer Pressemitteilung 2 wiesen sie auf zahlreiche Berichte hin, denen zufolge 
Personen, die in Belarus in Abwesenheit strafrechtlich verfolgt werden, zufällig von ihrer Straf-
verfolgung erfahren, die Anklagepunkte und die Gründe für ihre Verurteilung nicht kennen 
und ihnen eine Verteidigung komplett verwehrt wird, und sie stellten fest, dass einige Perso-
nen erfolglos versucht hätten, eine Fernteilnahme an ihren Verfahren zu beantragen oder 
Kopien der Urteile zu erhalten. Zudem würden die in Abwesenheit Verfolgten nicht über das 
Verfahren benachrichtigt, dürften weder ihre Verteidigungsanwälte auswählen noch aus der 
Ferne am Verfahren teilnehmen und könnten keine Kopien ihrer Fallakten, der einschlägigen 
Verfahrensunterlagen oder der Urteile erhalten. Diese Unterlagen würden nur an staatlich 
bestellte Verteidiger weitergegeben, die gesetzlich nicht verpflichtet seien, mit ihren Mandan-
ten zu kommunizieren, und dies auch regelmäßig ablehnten. Die Urteile würden nicht veröf-
fentlicht, und auf den Websites der Regierung erschienen nur kurze Informationen über das 
Urteil, die aus dem Ausland nicht zugänglich seien. 

Europäisches Parlament 

5. In seiner Entschließung vom 22. Januar 2025 3 verwies das Europäische Parlament auf die Ent-
schließung der Allgemeinen Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation vom 12. Juni 
2023 zu den vom Verwaltungsrat gemäß Artikel 33 der Verfassung der IAO zu Belarus empfoh-
lenen Maßnahmen, stellte fest, „dass der Belarussische Gewerkschaftsbund seit langer Zeit in 
die Regierungsstruktur des Lukaschenka-Regimes integriert ist“, „erachtet[e] es als wichtig, im 
Exil lebende belarussische Staatsangehörige vor strafrechtlicher Verfolgung ... zu schützen 
und ihnen den rechtmäßigen Aufenthalt und die Arbeitsaufnahme in der EU zu ermöglichen“, 
„fordert[e] die betroffenen Länder auf, belarussische Bürgerinnen und Bürger, die vor dem 
Regime geflohen sind und denen bei ihrer Rückkehr nach Belarus Strafverfolgung droht, nicht 
auszuliefern“ und forderte ferner „die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, die Lage in Belarus in 
allen einschlägigen internationalen Organisationen, insbesondere ... den Vereinten Nationen 
und ihren Sondergremien und der IAO, weiter zur Sprache zu bringen, damit die Staaten-
gemeinschaft die Menschenrechtsverletzungen in Belarus besser im Auge behält und ihr Han-
deln in Bezug auf die Lage in Belarus einem kritischeren Blick unterwirft“. 

Auskunft der Regierung 

6. Per Mitteilung vom 16. Januar 2025 übermittelte die Regierung ihre Bemerkungen und Infor-
mationen zu den Feststellungen und Empfehlungen der Aufsichtsorgane der IAO zu Fragen 
der Vereinigungsfreiheit sowie Informationen über die Umsetzung der Empfehlungen des 
Untersuchungsausschusses. Beide Dokumente enthalten Informationen, die die Regierung 
bereits zuvor dem Verwaltungsrat und dem CAS zur Prüfung auf der Sondersitzung vorgelegt 
hat, sowie ihre Berichte über die Durchführung der Übereinkommen Nr. 87 und Nr. 98 an den 
CEACR. Die Regierung bedauerte, dass die Aufsichtsorgane der IAO ihre Argumente nicht 
berücksichtigten, sondern sich auf die Informationen nicht rechtmäßiger Strukturen stützten, 
die keinen Bezug zur Republik Belarus hätten. Unter diesen Umständen sei sie gezwungen, 

 
2 Für den vollständigen Wortlaut der Pressemitteilung siehe https://www.ohchr.org/en/press-releases/2025/01/belarus-un-
experts-alarmed-about-widespread-absentia-trials. 
3 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 22. Januar 2025 zum Handlungsbedarf angesichts der fortdauernden 
Unterdrückung und der Scheinwahlen in Belarus (2024/3014(RSP)). 

https://www.ohchr.org/en/press-releases/2025/01/belarus-un-experts-alarmed-about-widespread-absentia-trials
https://www.ohchr.org/en/press-releases/2025/01/belarus-un-experts-alarmed-about-widespread-absentia-trials
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-10-2025-0002_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-10-2025-0002_DE.html
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ihre bereits früher dargelegten Standpunkte und Informationen noch einmal zu wiederholen, 
und sie bat darum, diese dem Verwaltungsrat noch einmal in aller Ausführlichkeit vorzulegen. 4 

Auskunft des Belarussischen Kongresses Demokratischer Gewerkschaften 

(BKDP) 

7. In seiner Mitteilung vom 16. Januar 2025 gab der BKDP an, dass die Regierung von Belarus die 
Empfehlungen des Untersuchungsausschusses und des CFA nach wie vor nicht umsetze. 
Anstatt die Verstöße zu beheben, habe der Staat durch die von ihm geführte Kampagne gegen 
führende Vertreter und Aktivisten der Arbeiterbewegung im Vorfeld der Präsidentschaftswah-
len im Januar 2025 die Situation verschlimmert. Für unabhängige Gewerkschaften und ihre 
Mitglieder sei es inzwischen unmöglich, in Belarus ihrer Tätigkeit nachzugehen. Der BKDP 
betonte, dass die jüngsten Begnadigungen einiger politischer Gefangener (im Zeitraum Juli–
Dezember 2024) nicht als Maßnahmen zur Wiederherstellung ihrer Rechte betrachtet werden 
könnten, da Begnadigungen ein Schuldeingeständnis für Verbrechen voraussetzten; die Regie-
rung habe die Unrechtmäßigkeit der Rechtsverletzungen oder Strafurteile nicht anerkannt und 
leiste keine angemessene Wiedergutmachung; die Regierung nutze Begnadigungen als Mittel 
zur Ausübung erheblichen psychologischen Drucks auf Familienangehörige von politischen 
Gefangenen und Staatsbediensteten, um sie dazu zu nötigen, ihre verurteilten Angehörigen 
zu überreden, sich im Gegenzug für eine versprochene Begnadigung schuldig zu bekennen. 

8. Der BKDP legte eine Liste von 30 inhaftierten oder anderweitig in ihrer Bewegungsfreiheit 
eingeschränkten Gewerkschaftern, Gewerkschaftsführern und Aktivisten sowie eine Liste von 
30 freigelassenen, aber nicht freigesprochenen Gewerkschaftern, Gewerkschaftsführern und 
Aktivisten vor (Stand: 16. Januar 2025). Der BKDP wies darauf hin, dass er verpflichtet sei, keine 
Angaben zu mindestens sieben Fällen von Verfolgung zu machen, um das unzumutbare Risiko 
einer weiteren Verfolgung durch den Staat, einschließlich Bedrohung von Leben und Gesund-
heit, zu vermeiden. Der BKDP legte weitere Informationen über die Situation der folgenden 
verfolgten Gewerkschafter vor: 

• Herr Maksim Pazniakou (amtierender Vorsitzender des BKDP). Gegen Herrn Pazniakou sei 
ein Strafverfahren wegen Aktivitäten eingeleitet worden, die nach dem Strafgesetzbuch als 
„extremistisch“ eingestuft werden. Der BKDP geht davon aus, dass die Vorwürfe entweder 
unter Paragraf 361-4 („Begünstigung extremistischer Aktivitäten“) oder Paragraf 361 („Auf-
rufe zu restriktiven Maßnahmen (Sanktionen) und anderen Handlungen zum Schaden der 
nationalen Sicherheit der Republik Belarus“) fallen. Seit der Einleitung des Verfahrens hätten 
verschiedene Staatsbedienstete fünfmal die Wohnung von Herrn Pazniakous 75-jähriger 
Mutter aufgesucht, wo er offiziell gemeldet ist. Diese Besuche umfassten i) eine Durchsu-
chung der Räumlichkeiten, ii) drei Verhöre und iii) einen Versuch, Herrn Pazniakou ausfindig 
zu machen. Bei diesen Besuchen hätten die Staatsbediensteten seiner Mutter mitgeteilt, 
dass er auf der Fahndungsliste stehe. Allerdings hätten sie keine Verfahrensunterlagen oder 
Kopien vorgelegt oder irgendwelche förmlichen Informationen zurückgelassen. Diese wie-
derholten Besuche und Interaktionen hätten die ältere Mutter von Herrn Pazniakou emo-
tional erheblich belastet. Aufgrund ihres fortgeschrittenen Alters und des mit diesen Begeg-
nungen verbundenen Stresses sei ihr Gedächtnis beeinträchtigt und es fiele ihr schwer, sich 
an Einzelheiten der Vorfälle zu erinnern. 

 
4 Siehe IAO, Written information provided by the Government of Belarus on the implementation of the recommendations of the 
Commission of Inquiry, CAN/D/Special sitting Belarus-C.87-C.98, 2024, und Anhang zu diesem Dokument.  

https://www.ilo.org/resource/other/ilc/112/written-information-provided-government-belarus-implementation
https://www.ilo.org/resource/other/ilc/112/written-information-provided-government-belarus-implementation
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• Herr Leonid Soudalenko (Aktivist der Belarussischen Gewerkschaft der Radio- und Elektro-
nik-Industrie (REP), Anwalt für Arbeitsrecht). Der BKDP wies darauf hin, dass der Oberste 
Gerichtshof im September 2024 die von Herrn Soudalenko gegen das Strafurteil vom 18. Juni 
2024 eingelegte Berufung in dessen Abwesenheit geprüft und abgewiesen habe. Das in 
Abwesenheit verkündete Urteil, mit dem er gemäß Paragraf 361-4 (1) und (2) des Straf-
gesetzbuchs („Begünstigung extremistischer Handlungen“) zu fünf Jahren Haft unter stren-
gen Auflagen und zu einer Geldstrafe von 26.000 Belarussischen Rubeln (etwa 7.700 Euro) 
verurteilt wurde, sei damit rechtskräftig. Herrn Soudalenkos Recht auf ein faires Verfahren 
und auf Verteidigung werde weiterhin verletzt, da der staatlich bestellte Verteidiger sich 
nicht nur geweigert habe, mit seinem Mandanten über das Strafverfahren zu sprechen, 
sondern ihm auch nicht das Urteil ausgehändigt habe. Im Oktober 2024 habe Herr Souda-
lenko eine Aufsichtsbeschwerde beim Vorsitzenden des Obersten Gerichtshofs eingereicht. 
Der Gerichtshof habe es jedoch abgelehnt, sich mit dem Fall zu befassen, da die beste-
henden rechtlichen Voraussetzungen für die Einreichung einer Aufsichtsbeschwerde die 
Einlegung von Berufungen durch Personen im Exil ausschlössen. Im November 2024 habe 
Herr Soudalenko eine zweite Aufsichtsbeschwerde eingereicht. Trotz der gesetzlich vorge-
schriebenen Frist von 10 Kalendertagen für die Überprüfung sei bislang keine Antwort ein-
gegangen. 

• Frau Volha Brytsikava (Leiterin der Unabhängigen Belarussischen Gewerkschaft (BNP)). 
Unter Bezugnahme auf die in GB.352/INS/10(Rev.1) enthaltenen Informationen teilte der 
BKDP mit, dass der Oberste Gerichtshof am 24. Dezember 2024 die von Frau Brytsikava ein-
gelegte Berufung geprüft und die Haftstrafe um ein Jahr verkürzt habe. Unter Berücksichti-
gung ihrer früheren Verurteilung wurde sie daher für fünf Jahre inhaftiert. 

• Palina Sharenda-Panasiuk (Aktivistin der REP). Unter Bezugnahme auf die in GB.352/INS/10(Rev.1) 
enthaltenen Informationen gab der BKDP an, dass sich Anfang September 2024 der Gesund-
heitszustand von Frau Sharenda-Panasiuk verschlechtert habe (sie leidet am Gilbert-Syn-
drom und ihre Bilirubin-Werte sind um das Dreifache erhöht); sie habe über Bauchschmer-
zen geklagt, aber keine Medikamente erhalten. Nach ihrer Unterbringung in einer Arrest-
zelle im September 2024 sei Frau Sharenda-Panasiuk vorübergehend in eine Hafteinrich-
tung in der Stadt Rechitsa verlegt worden. In der Zelle habe sie weder Bettwäsche noch eine 
Matratze erhalten, und es gebe kein Waschbecken. Am 14. Oktober 2024 wurde vor dem 
Bezirksgericht Rechitsa ein Verfahren wegen „böswilliger Nichtbefolgung der Vorgaben der 
Verwaltung einer eine Haftstrafe durchführenden Vollzugsanstalt“ aufgenommen. Euro-
päische Vertreter durften nicht an der Gerichtsverhandlung teilnehmen. Frau Sharenda-
Panasiuk habe einen Nervenzusammenbruch erlitten und sei am selben Tag zwangsweise 
zur Untersuchung in eine psychiatrische Klinik eingewiesen worden. Am 15. Oktober 2024 
sei sie zu einem Jahr und einem Tag Haft in der Allgemeinen Strafkolonie Nr. 24 verurteilt 
worden. Eine am 13. Dezember 2024 eingelegte Berufung sei abgewiesen worden, und 
ihrem Verteidiger sei anschließend die Zulassung entzogen worden. 

• Herr Artsiom Zharnak (Vorsitzender der Freien Gewerkschaft der Metallarbeiter (SPM) des 
Automobilwerks Minsk). Am 9. Dezember 2024 wurde er für 10 Tage in eine Arrestzelle ein-
gesperrt. 

9. Der BKDP teilte ferner mit, dass eine zusätzliche Form der Einschränkung der Rechte von Per-
sonen, die zwar freigelassen, aber nicht freigesprochen wurden, durch den Gesetzentwurf zur 
Änderung von Gesetzen zur Gewährleistung der Rechte von Kindern eingeführt werden soll. 
Der Entwurf, der auf dem nationalen juristischen Internetportal veröffentlicht wurde, sieht vor, 
dass wegen extremistischer Straftaten verurteilte Personen keine pädagogische Tätigkeit oder 
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pädagogische Tätigkeit im Bereich der Leibeserziehung und des Sports ausüben und keine 
Stellen in Verbindung mit der Ausübung erzieherischer Aufgaben und sonstiger Aufgaben 
oder Berufe, die mit der ständigen Arbeit mit Kindern verbunden sind, erhalten dürfen. Diese 
Einschränkung würde auch dann gelten, wenn die Verurteilung aufgehoben oder getilgt würde 
oder wenn die Strafverfolgung aufgrund von Verjährung oder Amnestie eingestellt würde. Am 
20. Dezember 2024 legte der Ministerrat den Entwurf dem Repräsentantenhaus vor. Ferner 
wurde am 30. Dezember 2024 mit der Entschließung Nr. 1055 des Ministerrats der Republik 
Belarus eine neue Verordnung über das Verfahren zur Anerkennung gefährdeter und des 
staatlichen Schutzes bedürfender Kinder beschlossen, die einen neuen Grund für die zwangs-
weise Entfernung von Kindern aus der Familie hinzufügt, nämlich dann wenn die Eltern (und 
andere an der Kindererziehung beteiligte Personen) nach dem Gesetzbuch über Ordnungs-
widrigkeiten des Vertriebs, der Herstellung, der Lagerung und der Beförderung von Informa-
tionsprodukten, die Aufrufe zu extremistischen Aktivitäten enthalten oder für solche Aktivitä-
ten werben, für schuldig befunden wurden. Laut dem BKDP ist die zwangsweise Entfernung 
von Kindern daher eine neue Form der staatlichen Repression gegen Aktivisten und führende 
Vertreter unabhängiger Gewerkschaften und der Arbeiterbewegung, die aufgrund dieser 
„Extremisten“-Gesetze verurteilt wurden. 

10. Unter Bezugnahme auf konkrete Beispiele gab der BKDP an, dass im letzten Quartal 2024 in 
bestimmten Unternehmen weiterhin massenhaft Arbeitnehmer während ihrer Arbeitszeit fest-
genommen worden seien und die Geschäftsleitungen dabei kooperiert hätten. Zudem böten 
die dem Gewerkschaftsbund von Belarus (FPB) angeschlossenen Gewerkschaften den betrof-
fenen Arbeitnehmern keinen Schutz und der FPB habe sich in Reaktion auf diese Ereignisse mit 
der Geschäftsleitung der (in der Mitteilung des BKDP genannten) Unternehmen und der Regie-
rung verbündet. Hinsichtlich des FPB und seiner Mitgliedsorganisationen gab der BKDP ferner 
an, dass deren Führungsverantwortliche Unternehmen besuchten und die Arbeitnehmer auf-
forderten, bei den bevorstehenden Wahlen für Lukaschenko zu stimmen, und legte Beispiele 
für Berichte über solche Besuche vor, die nach Ansicht des BKDP die starke Verbundenheit des 
FPB mit der Regierung und seine fehlende Unabhängigkeit belegten. 

11. Der BKDP gab außerdem an, dass viele staatliche Unternehmen Verträge en masse nicht verlän-
gerten und Arbeitnehmer entließen, die 2020 an friedlichen Versammlungen und Streiks teil-
genommen hatten, wie auch diejenigen, die im Zusammenhang mit der Fälschung der Präsi-
dentschaftswahlen und massiven Menschenrechtsverletzungen Meinungen geäußert hatten, 
und verwies auf konkrete Beispiele für solche Fälle. 

12. Am 4. Februar 2025 teilte der BKDP mit, dass Frau Sharenda-Panasiuk am 1. Februar 2025 aus 
der Haft entlassen wurde. Wie alle anderen freigelassenen Gewerkschafter sei sie nicht frei-
gesprochen worden und bleibe weiterhin auf der Liste der „Extremisten“, stehe unter präven-
tiver Überwachung und sei dementsprechend in ihren Rechten eingeschränkt. 

 Maßnahmen der Mitgliedsgruppen der IAO 

Maßnahmen der Mitgliedstaaten 

13. In einer Mitteilung vom 11. November 2024 bekräftigte die Regierung Thailands ihr Bekenntnis 
zur Einhaltung des Grundsatzes der Nichtzurückweisung, um Personen nicht wieder in Gefahr 
zu bringen, sowie zur Gewährung humanitären Schutzes für Menschen, die vor Verfolgung 
fliehen, obwohl Thailand nicht Vertragspartei des Abkommens von 1951 über die Rechtsstel-
lung der Flüchtlinge ist. Zwar gebe es einen Mechanismus zur Identifizierung und Unterstüt-
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zung ausländischer Personen, die um Schutz ersuchen, doch hätten bisher keine belarussi-
schen Staatsangehörigen einen Antrag auf Schutzstatus gestellt. 

Mitteilungen von nationalen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden 

14. In einer Mitteilung vom 13. Januar 2025 erteilte der FPB Auskunft über seine Zusammenset-
zung, seine Rolle im nationalen sozialen Dialog und die Arbeit, die er als größte öffentliche 
Organisation des Landes auf nationaler Ebene leiste, insbesondere im Hinblick auf den 
Abschluss der nationalen dreigliedrigen Generalvereinbarung, verschiedene Gesetzesinitiati-
ven, die Überwachung des Konsummarkts und die Kontrolle der Einhaltung der Arbeitsrechts-
vorschriften. 

 Folgemaßnahmen zum Aktionsplan zur Umsetzung der 

Entschließung der Konferenz und der Schlussfolgerungen des 

Ausschusses für die Durchführung der Normen 

15. Das Amt wird den vom Verwaltungsrat auf seiner 350. Tagung (März 2024) angenommenen 
Aktionsplan weiter umsetzen und Folgemaßnahmen zum jüngsten Beschluss des Ausschusses 
für die Durchführung der Normen ergreifen, insbesondere im Hinblick auf die folgenden 
Prozesse. 

16. Der Generaldirektor prüft derzeit alle möglichen Optionen und Modalitäten zur schnellstmög-
lichen Ernennung eines oder einer Sonderbeauftragten für Belarus. Nach der Ernennung wird 
der oder die Sonderbeauftragte im Lauf des Jahres 2025 stellvertretend für die IAO: 1) mit der 
Regierung von Belarus und allen Sozialpartnern, einschließlich der in den Empfehlungen des 
Untersuchungsausschusses genannten, in Kontakt treten, mit dem Ziel, a) die inhaftierten 
Gewerkschafter zu besuchen, b) ihre Freilassung zu erreichen und c) Möglichkeiten zur 
Wiederanerkennung des BKDP zu erkunden, damit dieser sich wieder am dreigliedrigen Natio-
nalen Rat für Arbeits- und Sozialfragen (NCLSI) und am dreigliedrigen Rat zur Verbesserung 
der Gesetzgebung im Sozial- und Arbeitsbereich beteiligen kann; 2) mit den Organisationen 
der Vereinten Nationen und allen maßgeblichen Interessenträgern im Rahmen ihres Mandats 
zusammenarbeiten, um ein koordiniertes Vorgehen bei der Umsetzung der Empfehlungen des 
Untersuchungsausschusses der IAO und insbesondere der Empfehlung Nr. 8 betreffend die 
Notwendigkeit der Gewährleistung der Unparteilichkeit und Unabhängigkeit der Justiz und der 
Justizverwaltung zu gewährleisten; 3) dem Verwaltungsrat der IAO auf seiner 355. Tagung 
(November 2025) darüber Bericht erstatten. In dieser Hinsicht wird derzeit ein vorläufiger 
Haushaltsplan erstellt, der auch die für die effiziente Durchführung der Arbeit des oder der 
Gesandten erforderliche administrative und juristische Unterstützung umfasst und auf der 
laufenden Tagung des Verwaltungsrats vorgelegt werden soll. 

17. Der Aufforderung, mit den Menschenrechtsorganen der Vereinten Nationen und anderen ein-
schlägigen internationalen Gremien zusammenzuarbeiten, wird das Amt auch weiterhin nach-
kommen, um ein koordiniertes und gemeinsames Vorgehen bei der Umsetzung der Empfeh-
lungen des Untersuchungsausschusses und der Aufsichtsorgane der IAO zu gewährleisten. 
Insbesondere hat das Amt entsprechend dem Ersuchen des CAS einen Dialog auf höchster 
Ebene mit dem Hohen Kommissariat der Vereinten Nationen für Menschenrechte (OHCHR) 
aufgenommen, um eine diesbezügliche Arbeitsgruppe der IAO und anderer Institutionen der 
Vereinten Nationen einzusetzen. In Anbetracht der Ernennung von Herrn Nils Muižnieks zum 
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Sonderberichterstatter über die Menschenrechtssituation in Belarus am 1. November 2024 hat 
das Amt außerdem Kontakt aufgenommen, um Fragen im Zusammenhang mit seinem Mandat 
und dem der IAO bezüglich der Situation der Vereinigungsfreiheit in dem Land zu erörtern. 
Darüber hinaus wird die Zusammenarbeit mit anderen Sonderberichterstattern und -erstatte-
rinnen im Rahmen regelmäßiger Treffen fortgesetzt, um gemeinsam Wege zur Erzielung kon-
kreter Fortschritte bei der Umsetzung der Empfehlungen des Untersuchungsausschusses und 
hinsichtlich der wiederholten Ersuchen um eine Mission zum Besuch der inhaftierten Gewerk-
schafter zu erkunden sowie Informationen über Fragen, die für die weitere Verschlechterung 
der Situation der Gewerkschaftsrechte in dem Land relevant sind, auszutauschen. 

18. Das Amt wird auch weiterhin von den Mitgliedsgruppen der Organisation – Regierungen, 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern – Informationen über die Maßnahmen zur wirksamen Wei-
terverfolgung der Entschließung der Konferenz zum Thema Belarus einholen und den Ver-
waltungsrat darüber in Kenntnis setzen. 

 Beschlussentwurf 

19. Der Verwaltungsrat hat 

a) mit wachsender Besorgnis die im Dokument GB.353/INS/7(Rev.1) enthaltenen Infor-
mationen zur Kenntnis genommen; 

b) mit großem Bedauern festgestellt, dass die Regierung von Belarus erneut keine 
neuen Informationen über die Maßnahmen zur Umsetzung der Empfehlungen des 
Untersuchungsausschusses und der späteren Empfehlungen des Ausschusses für 
Vereinigungsfreiheit, des Sachverständigenausschusses für die Durchführung der 
Übereinkommen und Empfehlungen und des Ausschusses für die Durchführung der 
Normen vorgelegt hat; 

c) die Regierung von Belarus nachdrücklich aufgefordert, dem Generaldirektor bis 
zum 26. September 2025 sämtliche Informationen über die konkreten Schritte zu 
übermitteln, die im Anschluss an die 353. Tagung des Verwaltungsrats in dieser Hin-
sicht unternommen wurden, damit der Verwaltungsrat auf seiner 355. Tagung 
(November 2025) darüber in Kenntnis gesetzt wird; 

d) die Regierung von Belarus erneut mit größter Dringlichkeit aufgefordert, 

i) eine internationale humanitäre Mission zuzulassen, um sicherzustellen, dass 
unabhängige Ärzte alle inhaftierten Gewerkschafter besuchen können, um 
deren Gesundheitszustand zu beurteilen und gegebenenfalls medizinische 
Hilfe zukommen zu lassen; und 

ii) eine dreigliedrige IAO-Mission zuzulassen, um die Situation im Land zu bewer-
ten, einschließlich eines Besuchs von Gewerkschaftern, die sich derzeit im 
Gefängnis oder in Haft befinden; 

e) den Vollmachtenausschuss auf der 113. Tagung der Internationalen Arbeitskonfe-
renz auf die in den Dokumenten GB.352/INS/10(Rev.1) und GB.353/INS/7(Rev.1) ent-
haltenen Informationen hingewiesen; 

f) die vom Amt unternommenen Schritte zur Umsetzung der Entschließung der Konfe-
renz und der Schlussfolgerungen des Ausschusses für die Durchführung der Normen 
zur Kenntnis genommen und den Generaldirektor ersucht, 
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i) unverzüglich einen Sonderbeauftragten für Belarus mit dem im Dokument 
GB.353/INS/7(Rev.1) dargelegten Mandat zu ernennen; und 

ii) dem Verwaltungsrat auf seiner 355. Tagung über die Ergebnisse der fortdau-
ernden Zusammenarbeit mit den Menschenrechtsorganen der Vereinten Natio-
nen und anderen internationalen Stellen im Zusammenhang mit der Einsetzung 
einer Arbeitsgruppe der IAO und anderen Einrichtungen der Vereinten Natio-
nen sowie über die unternommenen Schritte zur Koordinierung und Stärkung 
des gemeinsamen Handelns im Hinblick auf die Umsetzung der Empfehlungen 
des Untersuchungsausschusses und der Aufsichtsorgane Bericht zu erstatten; 

g) die Mitgliedsgruppen der Organisation – Regierungen, Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer – gebeten, auch weiterhin Schritte zur Gewährleistung wirksamer Folgemaß-
nahmen zur Entschließung der Konferenz zu den vom Verwaltungsrat gemäß Arti-
kel 33 der Verfassung der IAO zu Belarus empfohlenen Maßnahmen zu unterneh-
men, einschließlich durch die Abhaltung nationaler dreigliedriger Tagungen auf 
hoher Ebene zur Bewertung und Intensivierung der unternommenen Anstrengun-
gen, und dem Generaldirektor Bericht zu erstatten, damit der Verwaltungsrat 
darüber in Kenntnis gesetzt wird; 

h) den Generaldirektor ersucht, einen aktualisierten Bericht für die 355. Tagung des 
Verwaltungsrats zu erstellen. 
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 Anhang 

Bemerkungen und Informationen der Republik Belarus zu den 

Feststellungen und Empfehlungen der Aufsichtsorgane der IAO  

betreffend die Vereinigungsfreiheit (auf Englisch) 

(vorgelegt gemäß Buchstabe c) des Beschlusses betreffend die Folgemaßnahmen zur Entschließung 
über die vom Verwaltungsrat gemäß Artikel 33 der Verfassung der IAO zu Belarus empfohlenen 
Maßnahmen (GB.352/INS/10(Rev.1)/Decision)) 

Taking into account paragraph (c) of the Decision concerning the follow-up to the 
resolution concerning the measures recommended by the Governing Body under article 33 of 
the ILO Constitution on the subject of Belarus adopted at the 352nd session of the Governing 
Body (GB.352/INS/10(Rev.1)/Decision), the Government of the Republic of Belarus (hereafter – 
the Government) notes that detailed objective information and the justified position of the 
Belarusian side with regard to the implementation of the recommendations of the Commission 
of Inquiry and the subsequent recommendations of the ILO’s bodies has already previously 
been provided on several occasions under the consideration of matters relating to the 
application by the Republic of Belarus of the Freedom of Association and Protection of the 
Right to Organise Convention, 1948 (No. 87), and the Right to Organise and Collective 
Bargaining Convention, 1949 (No. 98), which the Government had ratified. 

The Government, with great regret, notes once again that information and explanations 
provided by the Government regarding the nature of the processes that are being followed, 
as well as the extraordinary political motivation and bias of the unfounded and unlawful claims 
made against Belarus are not being taken into account and are being openly ignored. 

In the light of these above-mentioned circumstances, the Government, in addition 
to the information previously provided to the Governing Body, is once again submitting 
its position and providing a comment on the actual situation with regard to the 
questions raised by the ILO’s governing bodies. 

1. With the Government’s deep regret, the ILO’s governing bodies continue to form 
their opinion of the situation solely on the basis of unsubstantiated statements and 
information from unconstructive and politically engaged biased actors and structures, acting 
in the interests of unfriendly countries in order to discredit Belarus and increase pressure on 
the Belarusian state. 

Such a one-sided approach leads to the fact that ILO bodies’ understanding of the 
situation in the country, and consequently, the conclusions and recommendations submitted 
to the Government are based on unlawful allegations against the Belarusian authorities that 
have no factual basis.  

In forming their position, the ILO’s bodies are incorrectly working on the basis of 
unreliable information that the protest activity in 2020 was allegedly a result of economic 
and/or social motives, was solely peaceful in nature, and was aimed at protecting civil and 
trade union rights and freedoms. 

At the same time, the events of 2020 which were purely political in nature and which were 
in no way related to the processes of social dialogue concerning labour and the realization of 
trade union rights and freedoms, objectively cannot serve as a basis for the evaluation of 

https://www.ilo.org/resource/record-decisions/gb/352/decision-concerning-follow-resolution-concerning-measures-recommended
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the situation with respect to the application of Conventions Nos 87 and 98 and, in 
principle, should not be considered by the ILO’s bodies as part of the monitoring of their 
implementation. 

The protest activity of 2020, which was artificially stimulated by destructive external 
forces, was illegal, far from peaceful, and aimed to secure regime change in the country by 
unconstitutional means. 

The demands put forward by the protesters (resignation of the Head of State, holding new 
presidential elections and the acquittal of citizens who have violated the law) had nothing 
objectively to do with the realization of trade union rights and freedoms for the protection 
of citizens’ labour, social and economic interests and are not related in any way to the 
objectives of trade unions. 

Strikes, as a legal way of solving collective labour disputes between employers and 
representative workers’ organizations, were not held or notice given of the intention to 
hold a strike, and the protests, which were purely politically motivated, affected only a small 
proportion of workers and did not have any economic or social connotation at all. No 
demands concerning the regulation of labour and socio-economic relations were made to 
employers or authorities.  

The purpose of the unsuccessful attempts to involve the country’s workers in illegal 
political actions, which the country’s opponents present as allegedly “lawful strikes”, was to 
stop the work of enterprises that form the basis of the Belarusian economy, that is, the 
realization of political objectives by putting pressure on the legitimate authorities by 
undermining the potential and social well-being of the country. 

In that way, the authors of the complaints deliberately “dragged” political issues into 
the ILO’s work without an objective basis for doing so. 

By linking unlawful protest actions, which had nothing to do with the realization of trade 
union rights and freedoms, as well as the frankly destructive and unlawful activities of 
individual citizens, with matters that are regulated by the ILO’s Conventions, the 
complainants as part of their ongoing attempts to “rock” the situation in the country are 
seeking to place undue pressure on the Republic of Belarus through the ILO. 

2. Taking into account the fact that the conclusions and recommendations of the ILO’s 
bodies to the Government are based on the assessment of situations presented by the 
Belarusian Congress of Democratic Trade Unions (BKDP), which is positioning itself as a 
trade union association, we draw the attention of the Governing Body to the illegitimate 
status of that organization and its lack of links with the Republic of Belarus. 

The activity of the BKDP and its member trade unions – the Belarusian Union of Radio 
and Electronics Workers (REP), the Belarus Independent Trade Union for miners, chemists, oil 
refiners, power engineers, transport workers, builders and other workers (BNP), the Free Trade 
Union of metalworkers (SPM), the Free Belarusian Trade Union (SPB) – were terminated on 
the basis of decisions of the Supreme Court of the Republic of Belarus in accordance with 
Article 5-2 of the Trade Union Act, which provides for the termination of the activity of trade 
unions (or their associations) when they violate the Constitution or any legislative act, 
causing harm to state or public interests. 

During public court sessions on 12, 14 and 18 July 2022, it was confirmed that the leaders 
and members of these trade unions, in violation of the legislation and statutes of their 
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organizations, took an active part in destructive activities, the aim of which was 
unconstitutional regime change in the country. 

These citizens participated in the organization and preparation of unauthorized mass 
events, aimed at harming state and public interests, made unlawful attempts to stop the work 
of enterprises in order to advance political demands, systematically committed grave 
violations of the law, including violating the established procedure for receiving and using 
foreign gratuitous aid, carried out extremist activities, distributed extremist material, and 
committed other illegal acts that do not correspond to the aims and objectives of trade unions 
to protect the labour, social and economic interests of citizens. 

The national competent authorities had full legal grounds to prosecute those persons 
who had violated the law and committed specific criminal offences. 

In view of the fact that the International Labour Office (ILO) and its bodies continue to 
cooperate with an illegitimate and extremist body allegedly acting on behalf of the BKDP 
and they take into consideration the comments provided by that body on the situation in the 
country, we consider that it is necessary to once again draw your attention to the 
following facts. 

The body allegedly operating at the current time on behalf of the BKDP: 

• has no links with the Republic of Belarus or with the national trade union movement, and 
has no objective information about the situation in the country;  

• does not operate within the territory of the country – its office and management are based 
abroad on a permanent basis; 

• does not represent the interests of the workers of Belarus – the trade unions that are 
members of the BKDP have de facto and de jure terminated their work, do not have 
members and primary organizations in enterprises in the country, and consequently do 
not carry out trade union activities to protect labour and socio-economic rights and 
interests; 

• is not registered in accordance with the established procedure and is illegal – the activity of 
unregistered associations in the territory of the country is prohibited; 

• is financed using funds from organizations and bodies that are acting in the interests 
of foreign governments, which are pursuing unfriendly and discriminatory policies against 
Belarus. 

Thus, that body is acting outside the legal framework of Belarus and does not 
represent the country’s workers either in practice or legally and, as a result, cannot and 
should not be considered to be a national trade union association. 

Today, under the banner of the BKDP, a destructive cell is operational, which was 
established in one of the countries of the European Union, which receives from that country 
support and funding for promoting (under the appearance of trade union activity) an anti-
Belarusian agenda, and which uses ILO instruments and procedures for that purpose. 

In this connection, the Government insists that the ILO’s bodies should take a critical 
approach to the fabricated accusations against Belarus provided by that body and should 
not agree to consider information from illegitimate bodies that were unconnected to the 
country. 
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There is no objective legal basis for the cooperation between the so-called BKDP and 
its representatives and the ILO and its bodies. 

In turn, the Government cannot be obligated to provide comments on any petitions from 
illegitimate bodies or organizations that are not linked in any way to the country. 

The Government notes with deep regret and serious concern the systematic 
disregard by the ILO and its bodies of factual information and positions stated by the 
Belarusian side, standards set out in national legislation, and the illegitimate status of 
the body allegedly acting on behalf of the BKDP, as well as the seriously biased and one-
sided approaches to the assessment of the situation in Belarus. 

The Government insists that its arguments should be given full attention in order to 
restore constructive dialogue and cooperation. 

3. The Government of Belarus once again draws the Governing Body’s attention to the 
unfounded and absurd nature of the statements that trade unions and citizens are 
allegedly persecuted for carrying out trade union activities and the lawful and peaceful 
realization of civil rights and freedoms (participation in peaceful protests, lawful strikes, 
trade union work, etc.). 

The principle of the rule of law applies in Belarus. The State guarantees citizens’ rights 
and freedoms as enshrined in the Constitution and laws and as provided for under its 
international obligations. 

In the country, everything necessary has been done so that trade unions can freely be 
established and can carry out their lawful activities without any interference or discrimination. 
Guarantees of trade union rights are enshrined in legislation and are implemented in practice. 

Employers (associations thereof), state bodies, economic entities, public associations and 
officials are obliged to respect trade union rights. Such bodies and entities shall be held 
liable for violating trade union rights or obstructing their lawful activities in accordance with 
the law. 

In order to carry out their work, trade unions have the right to organize and conduct, 
in accordance with legislation, meetings, street marches, demonstrations and other 
collective action to protect the interests of their members. 

Trade unions have the right to organize and hold strikes in accordance with the law 
(when a trade union decides to conduct a strike, no political demands can be made). 

The unlawful curtailment of rights of trade unions and the creation of obstacles to 
the full exercise of their powers are not permitted. 

It should be noted that citizens living in Belarus freely and actively exercise their right 
to organize in trade unions which is guaranteed by legislation. 

Background. 

An analysis of the dynamics of the number of trade union organizations in Belarus shows an 
increase in their number. 

Thus, as of 1 October 2020, 26,424 trade union organizations were registered in the country, 
and as of 1 October 2024, that number was 28,157 (an increase of more than 1,700 organizations). 
That means that, over the four years, there was a growth of 6.5% in the number of trade union 
organizations in the Republic of Belarus. 

In turn, trade unions, their leaders, members and activists are able to freely carry 
out their legitimate activities, aimed at upholding and protecting workers’ labour and socio-
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economic rights and interests, improving the living standards and social security of citizens, 
including in the process of cooperating with the authorities within the framework of the 
country’s existing social partnership system. 

In addition, the competent authorities had full legal grounds for the prosecution of 
various citizens, whose actions were unlawful in nature. 

The Government has repeatedly drawn attention to the fact that mass events held in the 
country with the support of external destructive forces were not authorized by government 
authorities, were held in blatant violation of the requirements set out in legislation, were 
not peaceful in nature, and in some places were openly extremist, posed a real threat to 
public order and the safety of citizens, and sought to destabilize the country in order to secure 
regime change by unconstitutional means. 

Unlawful attempts to block the work of certain enterprises were unrelated to 
workers exercising their right to hold legitimate strikes with a view to resolving collective 
labour disputes and/or to satisfying economic or social demands. 

The Government must once again draw the Governing Body’s attention to the fact that 
citizens who appear in the information provided by organizations allegedly acting on behalf of 
the BKDP have been lawfully prosecuted for specific illegal acts (or crimes), which were in 
no way related to the lawful and peaceful realization of trade union, civil or other rights 
and freedoms. 

The essence of the unlawful acts committed by these citizens confirms that they are 
unrelated to the guaranteed right to exercise lawful trade union activities. 

The Government has already repeatedly commented on the reasons for prosecuting 
the above-mentioned citizens. 

Once again, we draw attention to the fact that these people have been prosecuted for 
crimes related to extremism and terrorism – including gross violation of public order, 
resulting in the disruption of transport and the work of enterprises; violence against workers 
in departments related to internal affairs; calls for action that would harm national security; 
incitement to national or social hostility and dissention on the grounds of national and social 
affiliation; promotion of extremist activities; slander; and damage to property in public places. 

A number of citizens were members of the extremist group known as Rabochy 
Rukh/Extended round table, funded from abroad, which sought to involve employees from 
state-owned industrial enterprises in the country in radical politicized activities in order to 
obtain official information about their economic activities, stop manufacturing processes and 
increase the sanctions pressure on Belarus. Those participating in this group, in addition to 
committing crimes relating to extremism, carried out illegal activities to collect and 
subsequently transfer to a foreign government, a foreign organization and their 
representatives official restricted information concerning economic entities in the country. 

As the prosecution of these individuals is not related to the legal performance of 
trade union activities or the lawful realization of other civil rights and freedoms, the 
ongoing attempts to manipulate the situation made by opponents to the Republic of 
Belarus are of serious concern. 

These citizens have committed serious crimes against the interests of national 
security, society and the State, and they are serving lawful sentences. 
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In this regard, any calls for the dismissal of the charges against them, their 
immediate release, the full restoration of their rights, the provision of any compensation 
and/or the reinstatement of their employment have no objective legal basis. 

Background. 
The reinstatement of a worker to their employment position (return of the worker to 

their previous position they held legally prior to their dismissal) is possible only in the case 
of the termination of an employment contract without legal basis. 

Disputes on reinstatement to an employment position, regardless of the grounds for 
the dismissal, are considered in the general courts. When considering individual labour 
disputes, workers are exempt from paying court costs. 

On the basis of the result of the consideration of the dispute, the court is entitled to 
make a decision on the reinstatement of the worker to their previous position of 
employment, which is the basis on which the employer is to reinstate the worker. 

Thus, matters of reinstatement may be resolved solely on the basis of a worker’s 
appeal to the court. 

Such appeals may be considered to be interference in the country’s internal affairs, 
or the open support of unlawful and extremist activities aimed at disrupting the stability 
of the Belarusian state. 

It should also be noted that matters relating to the revision of sentences, interaction with 
convicted individuals and release from custody are the exclusive responsibility of law 
enforcement agencies and the courts, interference in the activity of which is not 
permitted, and which is subject to liability in accordance with the law. 

4. The Government has previously already provided comments on requests submitted 
by ILO bodies for copies of court decisions. 

We reiterate that national legislation does not provide for the provision of copies of 
court and other documents to persons who are not related to the process in question. 

Such approaches are related, inter alia, to the provisions set out in legislation, which aim 
to protect citizens’ personal data, and their rights and freedoms when processing their 
personal information. 

In addition, as the prosecution of the citizens mentioned in the reports of the ILO’s 
supervisory bodies is completely unrelated to their trade union activity and their realization of 
other legal rights and freedoms guaranteed by, inter alia, Conventions Nos 87 and 98, we 
consider that the requests to provide the ILO’s supervisory bodies with copies of court 
decisions go beyond the obligations assumed by the Belarusian side under the 
aforementioned ILO Conventions and are redundant. 

5. Taking into account the calls of the ILO’s bodies to guarantee the right of citizens to 
a fair trial and, in general, to ensure the impartiality, independence and transparency of the 
judicial system, the Government considers it necessary to once again underline that the 
principle of the rule of law is applied in the Republic of Belarus and that the State 
guarantees the rights and freedoms of citizens as enshrined in the Constitution and laws 
and as provided for under its international obligations. 

Everyone is equal before the law and is entitled, without any discrimination, to the equal 
protection of their rights and legal interests. 
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In Belarus, there is an independent, autonomous and unified system of general courts 
for the whole country with clear distinctions between courts and with simple and 
understandable procedures for the consideration of cases and the review of court decisions. 

In accordance with article 110 of the Constitution of the Republic of Belarus, the most 
important principles of the judicial system in the country are the independence of judges in 
the administration of justice, their subordination solely to the law, and the fact that 
interference in the work of judges is not permitted. 

According to the provisions of article 60 of the Constitution, every person is guaranteed 
the protection of their rights and freedoms by a competent, independent and impartial 
court in accordance with the procedures and time frames set out in law. Decisions and actions 
(or lack of actions) of state bodies and officials that infringe rights and freedoms may be 
appealed in court. 

The principle of the independence of judges and their subordination solely to the 
law in the administration of justice is also established in article 11 of the Civil Procedure Code 
of the Republic of Belarus, article 12 of the Economic Procedure Code of the Republic of 
Belarus, article 22 of the Criminal Procedure Code of the Republic of Belarus, article 2.13 of the 
Administrative Offences Code of the Republic of Belarus, and article 11 of the code of civil legal 
proceedings of the Republic of Belarus (which will enter into legal force on 1 January 2026). 

In addition, the principle of independence of judges and people’s assessors is 
developed in article 67 of the Code of the Republic of Belarus on the Judicial System and the 
Status of Judges (hereafter, the Judicial System Code), particularly: that a judge and a 
people’s assessor are independent and subordinate only to the law in the exercise of justice 
(article 67-1 of the Judicial System Code). 

The independence of judges and people’s assessors is ensured by the procedure set out 
in legislation for their appointment (election, confirmation), suspension and termination of 
their authority, their immunity, the procedure for the consideration of cases and other matters, 
the confidential nature of their deliberations when issuing judicial rulings and the fact that it is 
not permitted to require their disclosure, their liability for contempt of court or interference in 
its activities, other guarantees relating to the status of judges and people’s assessors, as well 
as the creation of appropriate organizational and technical conditions for the activity of the 
courts (article 67-2 of the Judicial System Code). 

Any form of influence on a judge or people’s assessor with a view to preventing the 
full, comprehensive and objective consideration of a specific case or to obtain an unlawful court 
ruling is liable under chapter 25 of the Administrative Offences Code and chapter 34 of the 
Criminal Code of the Republic of Belarus (article 67-3 of the Judicial System Code). 

The legal institution that regulates the appointment of judges and the termination 
or extension of their authority is separate in order to ensure the independence of the judicial 
system as a whole. 

As a result of the Constitutional referendum of 2022, which resulted in amendments to 
the Constitution that entered into force on 15 March 2022, in connection with granting the 
constitutional and legal status of the supreme representative body of the people’s power in 
the Republic of Belarus to the All-Belarusian People’s Assembly, powers in the area of staffing 
of the judicial system were redistributed between the All-Belarusian People’s Assembly and 
the Head of State. 
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In order to strengthen the guaranteed independence of judges in accordance with part 2 
of article 112-1 of the Constitution, the President, Vice-Presidents and judges of the Supreme 
Court of the Republic of Belarus are currently elected and dismissed by the All-Belarusian 
People’s Assembly. This not only strengthens the status of the judges of the Supreme Court of 
the Republic of Belarus, but also imposes on them even greater responsibility for the results 
of their work. 

In accordance with article 81-1 of the Judicial System Code, judges for district (or city) or 
specialized courts or courts in economic regions (or the city of Minsk) are appointed by the 
President of the Republic of Belarus. 

Guarantees relating to the terms of office of judges are provided for in articles 68 and 
81 of the Judicial System Code. A judge may not be transferred to another position or to 
another court without their personal consent. The powers of a judge may not be suspended or 
terminated, except in accordance with the procedure and on the grounds set out in the Judicial 
System Code (article 68 of the Judicial System Code). 

The bodies of the judicial community play a particular role in strengthening the judicial 
system and ensuring the independence of judges. These bodies carry out, inter alia, 
procedures relating to the appointment of judges, the extension of their terms of office, and 
the imposition of any disciplinary sanctions. 

The bodies of the judicial community carry out their activities collectively through collegial 
bodies of judges and in a transparent manner, in strict compliance with the principle of 
independence of judges (article 129-1 of the Judicial System Code). 

The powers granted to these bodies and, above all, to qualified collegial bodies of judges, 
allow them to actively influence the processes that are carried out within the judicial 
community. 

Thus, in accordance with article 159-1 of the Judicial System Code qualified collegial 
bodies of judges shall be formed in order to maintain the highest professional and moral 
standards of judges as enshrined in the Judge’s Code of Honour of the Republic of Belarus, to 
strengthen guarantees of judges’ independence, to increase responsibility and discipline in the 
work of courts and judges, and to maintain the prestige of judicial work. 

Thus, today, Belarus has a sustainable and independent judicial system, which 
complies with all international standards and which effectively ensures the judicial 
protection of human and civil rights and freedoms. 

6. Taking into account the references of the ILO’s bodies to Recommendation 8 of 
the Commission of Inquiry, according to which, adequate protection or even immunity from 
administrative arrest should be guaranteed to trade unionists in the performance of their 
duties or the exercise of their civil freedoms, the Government notes that this 
recommendation bears no relation to the exemption of trade unionists from prosecution 
in cases where they had committed unlawful acts. 

Moreover, the need for workers and employers and their organizations to respect the 
law when exercising the rights provided for in Convention No. 87 is enshrined in paragraph 1 
of article 8 of that Convention. 

In view of the above and taking into account the principle of inevitability of 
responsibility for unlawful acts, the calls addressed to the Government to release and 
dismiss all charges against trade union activists who, it should be highlighted, have been 
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prosecuted for specific violations of legislation, appear, as it has been repeatedly noted 
previously, to be completely unfounded. 

In view of the most important constitutional principle (article 22 of the Constitution), 
according to which all people are equal before the law and have the right without any form of 
discrimination to the equal protection of their rights and legal interests, it is absolutely 
unacceptable to grant representatives of trade unions “immunity from administrative arrest 
and from being subject to various types of liability” or to exempt them from legal liability on 
the grounds of their membership or leadership of a trade union. 

Information on the results of inspections carried out in connection with illegal actions 
alleged to have been committed by members of law enforcement agencies (arbitrary 
detention, arrests, physical violence and harassment) was provided as part of the 
Government’s sixth periodic report on the implementation by the Republic of Belarus of the 
Convention against Torture and Other Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or Punishment 
(August 2022). 

In this regard, we note that citizens and organizations, whose rights and legal interests, 
in their opinion, have been infringed by the actions (or lack of action) of workers in internal 
affairs agencies have the right to submit a complaint against those actions (or lack of action) 
in accordance with the procedure established in law. 

A system of restricting the rights of persons who have served a sentence is provided for 
in national legislation and is applied depending on the criminal or legal status of the citizen in 
order to prevent their commission of new crimes. 

As the consideration by the ILO’s bodies of alleged instances in which law enforcement 
personnel exceeded their powers does not arise from the Government’s obligations under the 
provisions of Conventions Nos 87 and 98, which it has ratified, and is in general not related to 
the mandate of the ILO, the calls for the Government to provide information on the results 
of inspections (or investigations) in connection with the alleged illegal acts of internal affairs 
personnel are unnecessary and unfounded. 

7. The Government’s detailed comments relating to the allegations of the 
discriminatory use of the contractual form of employment have been previously submitted on 
several occasions. 

In light of the repeated recommendations of the ILO’s bodies regarding the adoption of 
legislative measures to guarantee the protection of workers from the failure to renew 
contracts as a form of anti-union discrimination, the Government finds it necessary to once 
again provide its position and explanations in that regard. 

In the Republic of Belarus, the equality of all citizens before the law and the right, 
without discrimination, of all people to equal protection of their rights and legal 
interests is guaranteed under article 22 of the Constitution. 

The discrimination of citizens in the area of labour relations and on the basis of their 
membership of a trade union is prohibited. The relevant standards can be found in the Labour 
Code of the Republic of Belarus and in the Trade Union Act of the Republic of Belarus. 

Thus, in accordance with article 14 of the Labour Code, discrimination, that is the 
restriction of labour rights or the receipt of any advantage on the basis of gender, race, 
national and social origin, language, religious or political beliefs, participation or non-
participation in trade unions or other public associations, property or official status, age, 
place of residence, physical or mental disabilities that do not prevent the performance of duties 
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of employment, and other circumstances unrelated to business and not determined by the 
particular nature of the worker’s position, is prohibited. 

Discriminatory terms of collective bargaining and collective agreements are invalid. 

Any person who believes that they have been discriminated against in the area of labour 
relations has the right to take legal action by submitting a claim requesting that the 
discrimination be reversed. 

The prohibition of discrimination against citizens on the basis of their membership of a 
trade union is guaranteed in article 4 of the Trade Union Act of the Republic of Belarus. Thus, 
a citizen’s membership or lack of membership of a trade union shall not entail any 
restrictions on their labour, socio-economic, political or personal rights and freedoms, which 
are guaranteed by legislation of the Republic of Belarus. 

Trade unions have the right, at the request of their members and other citizens to take 
legal action in court in order to defend their labour and socio-economic rights and interests. 
To this end, trade unions may establish trade union legal services and other bodies, the 
responsibilities of which are established by the statutes of the trade union and legislation of 
the Republic of Belarus. 

Complaints and statements made by citizens regarding discrimination in relation to 
labour relations, including discrimination on the basis of membership of a trade union, are 
carefully considered by the courts. 

The social partners have the opportunity to consider and discuss any problems, including 
possible complaints of anti-union discrimination, within the framework of the country’s social 
partnership bodies – the tripartite National Council on Labour and Social Issues (a body 
operating at the national level) and the Council for the Improvement of Legislation in the Social 
and Labour Sphere (which operates under the Ministry of Labour and Social Protection and 
whose functions include inter alia, the examination of complaints and suggestions made by 
social partners on improvements to legislation and law enforcement practices). 

Previously, the Government has repeatedly provided information to the ILO’s bodies 
about the basis for legislative regulation of the regulation of matters relating to contractual 
forms of employment in the Republic of Belarus. 

By accepting the terms of the contractual form of employment, and signing a contract as 
a form of fixed-term employment contract, the employee confirms their consent and 
intention to be in labour relations with the employer for the period of time stipulated in the 
contract as well as their consent and readiness to terminate the labour relations upon 
expiry of the contract. 

As in other legal systems, in the Republic of Belarus, termination of employment at the 
end of a fixed-term labour contract is not considered as dismissal at the employer’s 
initiative. In this respect, the legislation does not oblige the employer to justify their 
unwillingness to extend the employment relationship upon expiry of the contract. Expiry of the 
contract is in itself sufficient grounds for its termination.  

Thus, if the employer has decided not to re-enter into labour relations with the employee 
after expiry of the contract, there is no need for additional justification on this issue.  

The issue of forcing an employer to enter into a new contract with an employee cannot 
be resolved, including in court (except for categories of employees for whom special 
protective measures have been established by law). 
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At the same time, it is important to note that legislation governing the conclusion of 
contracts with employees is being improved. 

For example, Act of the Republic of Belarus No. 219-Z of 18 July 2019, amended the 
Labour Code of the Republic of Belarus (effective as of 28 January 2020) to increase the 
duration of concluded (extended) contracts.  

In particular, article 261-3 of the Labour Code sets out the approach, according to which: 

the conclusion of a contract with an employee (except for an employee entering into their 
first contract) who does not commit any violations of production, technological, performance 
or labour discipline, shall be for a period of at least three years (or for a shorter period, only 
with the employee’s consent);  

extension of the contract within its five-year period of validity with an employee who does 
not commit violations of production, technological, performance or labour discipline, shall be 
carried out for the period up to the expiry of the maximum term of the contract (or for a shorter 
period, only with the employee’s written consent). 

8. The Government has repeatedly drawn the attention of the ILO’s bodies to the fact 
that national legislation and practice do not contradict the provisions of ILO Conventions 
on matters related to the freedom of association. 

In connection with calls for the introduction of amendments to current legislation 
regulating the organization and conduct of mass events, strikes, and receipt of foreign 
gratuitous aid, the Government finds it necessary once again to provide clarifications on 
this matter. 

In the Republic of Belarus, everything necessary has been done to ensure that trade 
unions and their organizational structures can freely, without interference from any 
external entity, carry out their lawful activity, which is aimed at defending and protecting 
the labour and socio-economic rights and interests of workers, and improving the standard of 
living and social security of citizens, including in the process of collaboration with the 
authorities within the framework of the social partnership system in the country.  

 Guarantees of trade union rights are enshrined in legislation (Trade Union Act of the 
Republic of Belarus) and implemented in practice. 

Employers (or their associations), state bodies, economic entities, public associations and 
officials are obliged to respect trade union rights. Such bodies and entities shall be held 
liable for violating trade union rights or obstructing their lawful activities in accordance with 
the law.  

The unlawful curtailment of rights of trade unions and the creation of obstacles to 
their full realization of their powers are not permitted. 

In order to carry out their statutory tasks, trade unions have the right to organize and 
conduct, in accordance with legislation, meetings, street marches, demonstrations and 
other collective action to protect the interests of their members. 

Moreover, the procedure for organizing and holding mass events currently in force in 
Belarus does not contradict the principle of the freedom of association and is fully 
consistent with the provisions of the International Covenant on Civil and Political Rights. 

The freedom to hold mass events that do not violate law and order, or the rights of other 
citizens, is guaranteed by the State. 
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Legislative standards set out the punishment for violating that law and order, and they 
aim to prevent dangerous unlawful acts in public that pose a real threat to the life and health 
of citizens. These standards do not objectively constitute a deterrent for citizens and trade 
unions to exercise their freedom of lawful and peaceful assembly. 

The provisions of the Mass Events Act do not contain any standards that prohibit 
citizens from exercising their right to lawful and peaceful assembly. The updates made to 
the Act are aimed at preventing the organization, preparation and conduct of activities that 
infringe upon the independence, territorial integrity and sovereignty of the State, and upon 
the foundations of constitutional order and public security through the organization of mass 
riots, the commission of acts of vandalism involving damage to or destruction of property, the 
seizure of buildings and facilities, and other acts that constitute gross violations of public order, 
or the active participation in them. 

The amendments made to the Criminal Code of the Republic of Belarus aim to ensure 
fairness, even-handedness, and the uniform application of criminal law in practice. 

Updates to legislation on criminal liability are not aimed at infringing the lawful rights 
of citizens and trade unions to organize and conduct peaceful mass events subject to the 
requirements of the law, nor at impeding the exercise of other rights and freedoms 
guaranteed by the Constitution, national legislation and international obligations. 

Amending legislation was a necessary step to ensure that its provisions were aligned to 
the current situation and serious challenges faced in the country in 2020 as a result of the 
unprecedented, planned attack on the State by unfriendly forces. 

Trade unions have the right to organize and to conduct strikes in accordance with 
legislation. When trade unions decide to conduct a strike, they are prohibited from making 
political demands. 

At the same time, workers are guaranteed the right to organize and to conduct lawful 
strikes in order to obtain “better working conditions” or to make “collective claims of an 
occupational nature” (as stated by the Committee on Freedom of Association in its 
406th Report, as well as to resolve collective labour disputes on matters relating to social 
and economic policy (including matters relating to employment, social protection, standard 
of living, etc.) and concluding, amending, supplementing, implementing or terminating 
collective bargaining agreements (concluded with organizations) and collective 
agreements (concluded at the national, sectoral and local levels).  

The procedure for organizing and conducting strikes, as enshrined in legislation, does 
not contradict international labour standards, and allows citizens to fully exercise their right 
to conduct a lawful strike in order to resolve a collective labour dispute without any 
subsequent discrimination. 

The prohibition of raising political demands during strikes is a widespread and 
justified international practice, as enterprises should not be manipulated or used to apply 
pressure to achieve purely political goals.  

The law may establish limitations on the right to strike to the extent that it is necessary in 
the interests of national security, public order, the health of the population and of the rights 
and freedoms of other people. 

It is prohibited to provide material assistance to people participating in strikes at the 
expense of political parties, movements, and other public associations, as well as foreign legal 
entities and individuals. 
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Coercion to participate in a strike or to refuse to participate in a strike is prohibited. 

Trade unions, in accordance with their statutory goals and tasks have the right to 
cooperate with trade unions in other countries and to choose for themselves whether to 
join international and other trade union associations and organizations. 

Furthermore, in Belarus, the procedure for receiving foreign gratuitous aid is 
unjustifiably linked in the ILO framework to articles 5 and 6 of Convention No. 87. These 
articles do not contain provisions relating to the right of trade unions to the unhindered 
receipt of financial or other forms of aid for political and campaigning work among the 
population. 

The legislation in force in the country – Presidential Decree No. 3 of 25 May 2020 on 
foreign gratuitous aid – does not prohibit trade unions from receiving foreign gratuitous aid 
for generally useful, socially important goals, and the registration procedure is easy and quick 
to complete. There have been no instances of trade unions being denied or being unable to 
register for such aid. 

The existing ban on receiving and using foreign gratuitous aid for purposes involving 
political and campaign work, which is extended to all organizations without exception (not 
solely trade unions) is dictated by national security interests and is more than justified in 
the current situation. 

It is obvious that the opportunity to sponsor mass events (or strikes) in the country could 
be used by outside forces in order to destabilize the socio-political and socio-economic 
situation in Belarus, which, in turn, would have an extremely negative impact on society and 
citizens’ well-being. 

In the context of the unprecedented political and economic pressure being exerted 
on the Republic of Belarus, implementing the ILO bodies’ requirements in terms of 
weakening state control over money from abroad, (in fact, to give external forces the 
opportunity to sponsor political events and processes in Belarus), exonerating trade 
unions and citizens from liability for gross violations of the law when conducting mass 
events (in fact, to give them the right to break the law with impunity), and legalizing 
political strikes aimed at achieving political goals and tasks would create favourable 
conditions for strengthening the external destructive influence on the situation in the 
country.  

In this regard, the Government once again draws the attention of the Governing 
Body to the fact that such demands and recommendations that are based solely on 
unsubstantiated and unfounded accusations against the Government, are not in the 
national interests of the Republic of Belarus, do not serve the purpose of ensuring the 
well-being of its citizens, constitute interference in the internal affairs of a sovereign 
nation, are aimed at destroying the foundation of the stability of the Belarusian state, 
and, thus contravene the principles, aims and objectives of the ILO as an organization, 
which are focused on maintaining peace, cooperation and socio-economic development. 

9. The Government is extremely concerned regarding the ongoing unjustified and 
unlawful attempts to discredit within the framework of the ILO the national trade union 
centre of the country, the Federation of Trade Unions of Belarus (FPB), which brings 
together approximately four million citizens within its membership. 

The Government condemns and categorically opposes unsubstantiated statements about 
the alleged control of the FPB by the authorities and the calls made within the ILO to limit the 
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lawful participation of this trade union association of Belarus in the work of the International 
Labour Conference. 

We consider such statements to be an assault on the lawful right of workers in Belarus 
to freedom of association.  

The Government has already repeatedly had to refute inaccurate information that was 
shared to discredit the legitimate authorities and social partners, in particular the most 
representative workers’ organization in the country, which is the FPB. 

The Government understands the motives behind such activity from opponents of Belarus 
and expresses regret that there is a place for unprincipled political games within the 
framework of the ILO, which are completely unrelated to labour or to the realization of 
trade union rights. 

In view of the above, we consider that it is necessary to draw the attention of the 
Governing Body to the following facts confirming the legitimate status of the FPB as an 
independent and representative trade union association in Belarus. 

Currently, the FPB is the only trade union association that is active across the whole 
territory of the country. 

The FPB system comprises member organizations – 15 sectoral trade unions at the 
national level, the total number of members of which is approximately 4 million people, and 
organizational structures of the FPB which coordinate the activity of the trade unions at the 
regional level – six regional and the city of Minsk trade union associations. 

Within organizational structure of the member organizations of the FPB are: 

• 89 regional (or city of Minsk) sectoral trade union organizations; 

• 5 sectoral trade union organizations; 

• 500 district or city organizations; 

• 82 trade union association organizations; 

• approximately 24,000 primary trade union organizations. 

Background. 
The following trade unions, which are not members of the FPB, are also registered in the 

Republic of Belarus: 
1 (one) territorial trade union – union of citizen entrepreneurs and employed persons; 
3 (three) trade union organizations which operate solely within a specific organization: 

• union of workers in the National Olympic Committee; 

• union of workers in the Open Joint-Stock Company United Directorate of Construction Sites 
(city of Minsk); 

• union of workers in the unitary production enterprise Zapad-transnefteprodukt (Golmen 
region). 

Thus, the FPB is the single most representative workers’ organization in line with the 
provisions of paragraph 5 of article 3 of the ILO Constitution. There are no other trade 
union organizations that meet the criteria of the most representative workers’ organization in 
the country. 
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In accordance with the Trade Union Act, a trade union is a voluntary public organization. 
Trade unions are independent in their activity from employers and from state authorities. 
According to the standards set out in the Act, trade unions independently develop and 
approve their own statutes, determine their structure, elect their governing bodies, organize 
their own activities, and hold meetings, conferences, plenaries and congresses. 

The FPB carries out its activity in accordance with national legislation and its Charter, 
which was registered by the Ministry of Justice of the Republic of Belarus on 16 April 1991. 

According to its Charter, the FPB was created to coordinate activities to defend and 
protect the rights and legal interests of members of the trade unions belonging to this 
association. 

The FPB is independent in its activity from state, economic and administrative bodies, 
political parties and other public associations. It independently develops and approves its 
Charter, it determines its structure, it elects its governing and supervisory bodies, it organizes 
its own activity and it manages its own staffing policy. 

The governing bodies of the FPB are the FPB Congress (the supreme body), the FPB 
Council and the Presidium of the FPB Council. 

The President of the FPB is elected at the FPB Congress. 

The current President, Mr Y.A. Senko, was elected at the extraordinary IX FPB Congress 
on 5 April 2024. 

The objectives of the FPB include: 

increasing the standard of living and the material well-being of trade union members and 
their families; 

coordinating the activity of its member organizations towards the protection of labour 
and socio-economic rights and lawful interests of trade union members belonging to the FPB; 

strengthening solidarity and unity of action across the trade union movement in the 
country; 

improving and developing the system of social partnership, the forms and methods of 
collaboration between trade unions (and their associations), employers (and their associations) 
and state administrative bodies. 

In accordance with the Charter, assets of the FPB are procured from joining fees, fees paid 
by member organizations and other income. 

The activity of the FPB is not financed or monitored by the Government. 

The FPB participates in social dialogue with employers’ associations and the Government, 
protecting the rights of workers when considering draft legislation on social and labour-related 
matters, developing and implementing the general agreement between the Government of 
the Republic of Belarus and national employers’ and workers’ associations. 

The FPB, its member organizations and organizational structure actively participate 
in collective bargaining processes. 

As one of the three co-presidents of the National Council on Labour and Social Issues, the 
President of the FPB signs the general agreement on behalf of the workers. 

As of 1 January 2025, 597 agreements (1 general, 37 tariff and 559 local agreements) and 
21,125 collective agreements have been concluded with the participation of the FPB, its 
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member organizations and organizational structure, as a result of which workers are granted 
social and labour guarantees that are additional to those set out in legislation. 

Thus, there are no objective grounds for ILO bodies to question the legitimacy, 
independence, and representative nature of the FPB. 

Attempts to discredit the FPB and remove its authority to represent the interests of 
the workers of Belarus within the ILO are, in fact, a violation of the right of workers in 
the country to the freedom of association, which is guaranteed by ILO Conventions 
Nos 87 and 98. 

10. With regard to the question of the implementation of the recommendations of 
the Commission of Inquiry by the Government of the Republic of Belarus, we believe that 
it is necessary to note the following. 

Detailed information on the implementation of the recommendations of the 
Commission of Inquiry, which confirms the groundless and unlawful nature of the anti-
Belarusian campaign launched within the ILO and the application of article 33 of the ILO 
Constitution, has already been submitted to the ILO repeatedly for the attention of the 
bodies of the ILO authorized to consider the matter (for example, letters from the Ministry of 
Labour and Social Protection of the Republic of Belarus No. 11-1-2/2045 of 9 April 2024 and 
No. 11-1-2/5343 of 16 September 2024). 

In light of the fact that the explanations and comments provided by the Government 
on that subject are repeatedly openly ignored and are not taken into account by the ILO’s 
bodies when preparing conclusions and recommendations on the “Belarusian matter”, the 
Government considers that it is necessary to once again submit, for the attention of the ILO’s 
bodies and the Governing Body, information on the implementation of the recommendations 
of the Commission of Inquiry by the Belarusian side (see Appendix 2). 

From the information provided by the Government, it can be clearly seen that the 
absolute majority of recommendations of the Commission of Inquiry, namely 10 of the 
12 recommendations – Recommendations 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 11 and 12 – have been 
implemented. Recommendations 9 and 10 have been partially implemented, to the extent 
that they do not contradict the national interests of the Republic of Belarus. 

In this regard, any statements and conclusions that the Government has not taken 
measures to implement the majority of the recommendations of the Commission of 
Inquiry, as well as that no progress has been made in their implementation, are not true. 

Background. 
The Government has already explained above its position with regard to Recommendations 9 

and 10. 
With regard to recommendation 9, the country’s procedure established for receiving foreign 

gratuitous aid is incorrectly linked to articles 5 and 6 of Convention No. 87. These articles do not 
contain provisions on the unlimited right of trade unions and/or employers’ associations to receive 
financial or other forms of aid for political and campaigning work (the organization of mass events 
or strikes, or the preparation and distribution of campaign materials, etc.). 

The existing ban on the receipt and use of foreign gratuitous aid for purposes involving political 
and campaigning work, is dictated by national security interests. 

With regard to recommendation 10, the freedom to hold mass events in Belarus that do not 
violate law and order or the rights of other citizens is guaranteed by the State. The current procedure 
for the organization and conduct of mass events currently in force does not contradict the principle 
of the freedom of association and is fully consistent with the provisions of the International Covenant 
on Civil and Political Rights. 
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The punishment provided for in legislation for organizers of mass events that cause damage 
and harm to the rights or interests of citizens, organizations, or state or public interests is not an 
obstacle to the realization of the right to the freedom of lawful and peaceful assembly. 

11. Taking into account all of the above information, the Government insists that 
there were then, and there are now, absolutely no objective grounds for the application 
of article 33 of the ILO Constitution in the case of Belarus, nor for the resolution adopted 
at the 111th Session of the International Labour Conference in June 2023, which called, 
in fact, for the isolation of the Belarusian state. 

National legislation and law enforcement practices do not contradict the obligations 
accepted by the Republic of Belarus following its ratification of Conventions Nos 87 and 98. 

The implementation of the Commission of Inquiry’s recommendations by Belarus has 
continued to develop. At the current time, an absolute majority of recommendations (10 of 12) 
have been implemented by the Government. 

The Government has carefully followed the agreements reached and the plans developed 
together with the ILO. The ILO’s supervisory bodies have repeatedly noted with interest the 
measures accepted by the Government, stating that progress has been made. 

The Government of Belarus is categorically opposed to the ILO’s politically motivated 
anti-Belarusian resolution and the plan of action for its implementation developed by the 
International Labour Office, as well as the discriminatory recommendations made in those 
documents addressed to international structures and ILO Member States. 

The Government insists that the pressure on states and organizations that do not take 
steps to implement unjustified decisions or review their relationship with the Republic of 
Belarus is unacceptable. 

The Government draws attention to the absurd and unacceptable nature of the steps 
taken by the International Labour Office to organize an ILO round table on the situation in 
Belarus with the participation of representatives from illegitimate and non-representative 
workers’ structures from Belarus that are carrying out unlawful activity in the interests of 
foreign governments under the auspices of the BKDP. 

The Government does not support and opposes the appointment of a special 
representative of the ILO Director-General to monitor the situation, as well as the 
establishment of a working group comprising representatives from the ILO and other 
United Nations agencies to coordinate actions to place pressure on Belarus. We consider that 
this step reflects the wish of our opponents to include the issue on the ILO’s agenda in the long 
term in order to further discredit Belarus and its legal government authorities. 

In the context of the extremely discriminatory and openly politicized decision on 
Belarus, proposed by Western countries during the 111th Session of the International Labour 
Council in June 2023 with the aim of increasing the unlawful pressure on the Belarusian State, 
the Government does not see any political or practical value in the organization of a visit 
by a tripartite ILO mission to Belarus to visit citizens who are serving lawful sentences in 
detention facilities, as it is highly likely that these steps would also be used to escalate the 
unlawful pressure on Belarus. 

The Government considers that it is important to note that many ILO Member States are 
not in agreement with the accusations made against Belarus, are fully aware of the 
politicized nature of the campaign against the country and are against the use of the United 
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Nations system as a lever to exert unlawful pressure on a sovereign state in order to interfere 
in its internal affairs. 

The Government insists that it is necessary to immediately curtail the anti-Belarusian 
initiatives lobbied for by Western countries and the structures controlled by them, as they are 
aimed at implementing plans to destroy the country’s economy and social and labour spheres. 

The policy of isolation, blocking opportunities for cooperation, restrictions and sanctions 
is a dead-end path that undermined the ILO’s authority and eroded the ideology and 
principles of the Organization. 

The Government insists that the politically motivated, absolutely unjustified and 
discriminatory decisions against Belarus should be revoked. 

The Government calls on the tripartite constituents and the ILO bodies, including 
the Governing Body, to refuse to participate in the politically motivated, anti-Belarusian 
campaign, not to take measures in the follow-up to the resolution on Belarus adopted 
without grounds in June 2023, which sets a dangerous precedent of unlawful pressure on 
a country on the basis of false accusations, and to return to constructive dialogue and 
cooperation. 

12. The Government insists that the compulsory consideration by the International 
Labour Office and the bodies of the ILO, including the Governing Body, of the realities of 
the current situation and the national interests of the Republic of Belarus is necessary, 
at the centre of which is the stable socio-economic development of the country, the well-being 
and high quality of life of the Belarusian people, harmony in society, the unshakeable 
foundations of democracy and the rule of law, and its independence, territorial integrity and 
sovereignty. 

In this regard, any recommendations and conclusions of the ILO’s bodies submitted 
to the Government should be based on the factual situation in the country, should not 
go beyond the mandate of the ILO and the areas of regulation covered by its 
Conventions, should not constitute interference in the internal affairs of a state and 
should not deprive a country of its sovereign right to choose its political, economic, social 
and legal systems. 

13. The Government reiterates the commitment of the Belarusian side to the 
fundamental principles and rights at work and expresses its readiness to collaborate 
constructively with the International Labour Office and the ILO’s bodies, subject to the 
compulsory consideration of the realities and sovereign interests of the Republic of 
Belarus. 

In this regard, the Government urges all members of the Governing Body to give due 
attention to the comments and information provided above, which reflect the real 
situation in relation to the questions raised by the ILO’s bodies, in order to avoid the 
Governing Body making decisions that are unjustified and politically motivated with 
regard to Belarus. 

 




